
Tansanias Bulldozer
Präsident Magufuli unterdrückt Proteste gegen seine Wiederwahl mit Polizeigewalt

VO N J O H A N N E S D I E T E R I C H

T
ansanias Präsident John Ma-
gufuli, im Volksmund auch

„der Bulldozer“ genannt, lässt die
Kritik an seiner umstrittenen
Wiederwahl mit Polizeigewalt
niederwalzen. Nachdem die Op-
positionspartei Chadema für
Montag zu Protesten gegen den
Mitte vergangener Woche veran-
stalteten Urnengang aufgerufen
hatte, nahm die Polizei im Verlauf
des Montags mehr als 40 führen-
de Oppositionsmitglieder fest –
darunter vorübergehend auch
Chademas Präsidentschaftskandi-
daten Tundu Lissu. Der 52-jährige
Rechtsanwalt fand inzwischen
Zuflucht in der Residenz der
deutschen Botschafterin in Dares-
salam, Regine Heß: Er genieße
„die deutsche Gastfreundschaft“,
sagte Lissu im Telefongespräch
mit der FR.

Lissu, der vor drei Jahren nur
äußerst knapp einen Mordan-
schlag überlebte, versuchte nach
den von der Polizei vereitelten
Protestversuchen am Montag-
nachmittag in das „Umoja-Haus“
in Daressalam zu gelangen: Dort
sind mehrere westliche Botschaf-
ten, darunter auch die deutsche,
untergebracht. Als ihm der Zutritt
verweigert wurde, nahm ihn die
Polizei vorübergehend fest: Einem
internationalen Abkommen zu-
folge sei es den Sicherheitskräften
allerdings verwehrt gewesen, den
Oppositionschef abzuführen,
hieß es in dessen Umkreis.

Lissu, der sich nach dem At-
tentatsversuch 2017 in Belgien
insgesamt 27 Operationen unter-
ziehen musste, fuhr anschließend
in die Residenz der deutschen
Botschafterin, wo er die Nacht
verbrachte und sich auch am
Dienstag noch aufhielt. Bei der
Vernehmung vor dem Umoja-
Haus habe ihm die Polizei einen
„Umsturzversuch“ vorgeworfen,
worauf in dem ostafrikanischen

Staat eine lebenslängliche Haft-
strafe stehe.

Freeman Mbowe, der Vorsit-
zende der Chadema-Partei, stellte
sich am Dienstag selbst der Poli-
zei: Ihm wird sogar „Terrorismus“
vorgeworfen, was eine Freilas-
sung auf Kaution bis zum Ge-
richtsverfahren ausschließt. Da-
niel El-Noshokaty, Repräsentant
der Konrad Adenauer Stiftung in
Tansania, sprach gegenüber der
FR von einer „Säuberungskampa-
gne“ der tansanischen Regierung:
Bereits seit Jahren werden ihr
schwere Menschenrechtsverlet-
zungen vorgeworfen.

Nach Angaben der tansani-
schen Wahlkommission erhielt
der seit fünf Jahren regierende
Magufuli bei der Abstimmung 84
Prozent der Stimmen, während
Lissu lediglich auf 13 Prozent ge-
kommen sei. Allerdings sprechen
sowohl die Opposition wie aus-
ländische Beobachter:innen von
massiven Manipulationen: Drei

Viertel ihrer Beobachter:innen sei
der Zugang zu den Wahllokalen
am vergangenen Mittwoch ver-
wehrt worden, sagte Lissu. Nur an
10000 von rund 80000 Abstim-
mungsorten hätten die Chadema-
Delegierten bis zur Auszählung
der Stimmen bleiben können. Es
gebe auch fotografische Beweise
dafür, dass mit Stimmzetteln ge-
füllte Wahlurnen schon vor der
Abstimmung in zahlreiche Wahl-
lokale gebracht worden seien,
fügte der Oppositionschef hinzu.

Selbst der Chef der Beobachter-
gruppe der Afrikanischen Union
(AU), der ehemalige nigerianische
Präsident Goodluck Jonathan, ha-
be das im Gespräch mit ihm be-

stätigt. Die AU behielt sich ein of-
fizielles Urteil über den Wahlver-
lauf bislang vor: Ihr Bericht soll
jedoch noch vor der Vereidigung
Magufulis veröffentlicht werden,
hieß es.

Sowohl Washington als auch
London übten bereits Kritik am
Verlauf des Urnengangs in Tan-
sania: Angesichts zahlreicher
Unregelmäßigkeiten und des an-
geblichen Ausmaßes des Siegs
des amtierenden Präsidenten
John Magufuli seien „ernsthafte
Zweifel an der Glaubwürdigkeit
der Abstimmung“ angebracht,
teilte die US-Botschaft in Dares-
salam mit.

Chadema verlangt eine Wie-
derholung des umstrittenen Ur-
nengangs: Westliche Regierungen
sollten sich dieser Forderung mit
„diplomatischem und wirt-
schaftlichem Druck“ anschlie-
ßen, sagte Lissu. „Ihr könnt doch
nicht zulassen, dass Magufuli das
Spiel der Chinesen spielt.“

6 Politik MITTWOCH, 4. NOVEMBER 2020 76. JAHRGANG NR.257

ANZEIGE

FrankfurterRundschau MITTWOCH, 4. NOVEMBER 2020 76. JAHRGANG Nr. 257 Politik 7
6

Tundu Lissu, 52,
war Kandidat der
Opposition bei den
Wahlen in Tansania. RTR

NACHRICHTEN

UN warnen Kriegsparteien
in Berg-Karabach

Häuser zerstört, Straßen zer-
bombt und Einwohner in die
Flucht getrieben – solche „wahl-
losen“ Angriffe auf Wohngebiete
könnten Kriegsverbrechen dar-
stellen, warnte UN-Menschen-
rechtskommissarin Michelle Ba-
chelet am Montag Armenien und
Aserbaidschan. Deren Armeen
kämpfen seit Wochen wieder um
die Region Berg-Karabach. afp

Tödliche Guerilla-Aktion
in Äthiopien

Die äthiopische Rebellengruppe
Oromo Liberation Army soll bei
einem Angriff am Sonntag im
westlichen Gebiet Wollega min-
destens 32 Zivilisten getötet ha-
ben. Amnesty International be-
zifferte die Opferzahl mit 54. Die
Menschenrechtskommission teil-
te mit, die Attacke habe sich ge-
gen Mitglieder der Volksgruppe
der Amhara gerichtet. afp

Korruptionsvorwürfe
gegen Perus Präsident

Der peruanische Präsident Mar-
tín Vizcarra muss sich einem
weiteren Amtsenthebungsver-
fahren stellen. Das Parlament
stimmte am Montag für ein Pro-
cedere zur Absetzung des Staats-
chefs. Ihm soll „moralische Un-
fähigkeit“ angelastet werden. Das
neue Verfahren wird sich auf von
mehreren Unternehmern erho-
bene Anschuldigungen beziehen,
von denen Vizcarra Geld gefor-
dert haben soll. afp

Philippinen:
Seegefecht mit Islamisten

Das philippinische Militär hat bei
einem Gefecht auf See sieben
mutmaßliche Islamisten getötet.
Sie seien in der Provinz Sulu auf
einem Rennboot unterwegs ge-
wesen, sagte der örtliche Militär-
sprecher Corleto Vinluan Jr. am
Dienstag. Sie sollen zur Terror-
gruppe Abu Sayyaf gehören, die
für viele Angriffe und Entfüh-
rungen auf den Philippinen ver-
antwortlich gemacht wird. dpa

Ouattara bleibt Präsident
der Elfenbeinküste
Opposition erkennt Ergebnis nicht an

I
n der Elfenbeinküste ist Präsi-
dent Alassane Ouattara zum

Wahlsieger erklärt worden. Der
78-Jährige sei am Samstag mit
94,27 Prozent der Stimmen wie-
dergewählt worden, teilte die
Wahlkommission am Dienstag
mit. Demnach könnte Ouattara
seine dritte fünfjährige Amtszeit
antreten. Mehrere Oppositions-
parteien kündigten an, das Er-
gebnis nicht zu akzeptieren. Sie
wollen nun einen Übergangsrat
gründen, der transparente Neu-
wahlen organisieren soll.

Zwei Oppositionskandidaten
hatten zum Wahlboykott aufge-
rufen, da sie eine dritte Amtszeit
Ouattaras für verfassungswidrig
halten. Die Partei des Präsiden-
ten hatte indes erklärt, die Ver-
fassung sei inzwischen geändert
worden, deshalb beginne die
Zählung der Amtszeiten von vor-
ne. Die Wahlbeteiligung lag nach
offiziellen Angaben bei 53,9 Pro-
zent.

Der stärkste Oppositionskan-
didat, Bertin Kouadio Konan, be-
kam laut dem vorläufigen Ender-
gebnis 1,99 Prozent der Stimmen.
Der schwächste Kandidat, Pascal
Affi N‘Guessan, (0,99 Prozent)
hatte vor der Bekanntgabe ge-
warnt, eine dritte Amtszeit Ouat-
taras könne einen Bürgerkrieg
auslösen. Beide Politiker hatten
zumWahlboykott aufgerufen.

Im Umfeld der Wahl hatte es
wiederholt Zusammenstöße zwi-
schen den Gefolgschaften von
Regierung und Opposition gege-
ben, bei denen Menschen zu Tode
kamen. Im westafrikanischen
Land Elfenbeinküste leben knapp
26 Millionen Menschen. Das
Land ist der größte Kakaoprodu-
zent der Welt. 2010 war es dort
nach einer Wahl zu Auseinander-
setzungen mit rund 3000 Toten
gekommen, als Amtsinhaber
Laurent Gbagbo seine Wahlnie-
derlage gegen Ouattara zunächst
nicht akzeptieren wollte. epd

Rüstung für Nahost Eine deutsche Werft will ihre Produkte loswerden – offenbar egal wie.

Lösung im Dauerstreit um Patrouillenboote
Statt nach Saudi-Arabien liefert die Lürssen-Gruppe jetzt nach Ägypten / Linke kritisiert Aufrüstung der Mittelmeerstaaten

VON A N D R E A S N I E S M A N N

N
ach einem fast zwei Jahre an-
dauernden Tauziehen gibt es

eine Lösung im Streit um zehn
ursprünglich für Saudi-Arabien
bestimmte Patrouillenboote, die
auf der Peene-Werft in Wolgast
gebaut worden sind und wegen
eines Rüstungsexportstopps der
Bundesregierung nicht ausgelie-
fert werden durften. Einen ent-
sprechenden Agenturbericht be-
stätigte die Bremer Lürssen-
Gruppe, zu der die Peene-Werft
gehört, auf Nachfrage. Demnach
werden die bereits fertiggestellten
Boote nun nach Ägypten ver-
kauft.

„Wir freuen uns, mit der
ägyptischen Marine einen Vertrag
über die Lieferung der zehn am
Lürssen-Standort Wolgast gefer-
tigten Küstenwachboote abge-
schlossen zu haben“, sagte ein
Sprecher der Werftengruppe. Die
Boote seien für Aufgaben des
ägyptischen Küstenschutzes kon-
zipiert. „Dies sind beispielsweise
der Schutz sensibler Offshorean-
lagen, die Verhinderung von
Schmuggel, die Eindämmung der
Piraterie sowie die Seenotret-
tung“, so der Sprecher weiter. Da-
rüber hinausgehende Informatio-
nen wollte er unter Verweis auf
Vertraulichkeitsvereinbarungen
nicht mitteilen.

Auch die Bundesregierung
hüllt sich offiziell in Schweigen.
Die Deutsche Presse-Agentur be-
richtete über ein Schreiben von
Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) an den Wirt-
schaftsausschuss des Bundesta-
ges, in dem dieser die Abgeordne-
ten über die Genehmigung des et-
wa 130 Millionen Euro umfassen-
den Geschäfts informiert.

Das Waffenembargo gegen
Saudi-Arabien hatte die Bundesre-
gierung im November 2018 nach
der Tötung des regierungskriti-
schen Journalisten Jamal Khas-
hoggi im saudischen Generalkon-
sulat in Istanbul verhängt und
drei Mal verlängert, zuletzt bis
zum 31. Dezember 2020.

Begründet hatte Berlin die
Entscheidung allerdings mit der

Beteiligung Saudi-Arabiens am Je-
menkrieg. In ihrem Koalitionsver-
trag hatten CDU, CSU und SPD
sich auf einen Rüstungsexport-
stopp für alle „unmittelbar“ am
Jemenkrieg beteiligten Länder
verständigt.

Allerdings ist auch Ägypten
Teil der von Saudi-Arabien ge-
führten Allianz arabischer Staa-
ten, die seit 2015 im Jemen die

vom Iran unterstützten Huthi-Re-
bellen bekämpft. Die Linke wirft
deswegen Union und SPD vor, ge-
gen den eigenen Koalitionsvertrag
zu verstoßen. „Die neuen Geneh-
migungen sind angesichts der Be-
teiligung Ägyptens am Jemen-
krieg skrupellos und ein erneuter
Bruch des Koalitionsvertrags“,
sagte die Linken-Außenpolitike-
rin Sevim Dagdelen, der dpa. „Die

Bundesregierung muss aufhören,
die Mittelmeeranrainerstaaten
immer weiter aufzurüsten“, for-
derte sie.

Für den Werftenstandort Wol-
gast allerdings ist die Entschei-
dung eine gute Nachricht. Nach
Medienberichten hatte Saudi-Ara-
bien insgesamt 35 Patrouillenboo-
te bei der Peene-Werft bestellt,
auch wenn diese Zahl nie offiziell

bestätigt wurde. Sicher ist, dass
die Werft vor dem Exportstopp
bereits 15 Boote an Saudi-Arabien
geliefert und seitdem zehn weite-
re fertiggestellt hat. Hunderte Ar-
beitsplätze in der strukturschwa-
chen Region sollen direkt an dem
Rüstungsprojekt hängen.

Um Regresszahlungen an die
Lürssen-Gruppe zu vermeiden,
hatte die Bundesregierung zwi-
schenzeitlich versucht, Kaufinte-
ressierte für die Boote im Inland,
etwa bei der Bundespolizei oder
dem Zoll, zu finden. Diese Versu-
che waren jedoch an Bedenken
der jeweiligen Behörden geschei-
tert. So entsprachen die Boote we-
der deutschen Sicherheits- noch
Umweltstandards, wodurch teure
Umbauten notwendig geworden
wären. Durch den Deal mit Ägyp-
ten werden diese Probleme hin-
fällig.

Ob mit der nun gefundenen
Lösung auch die Regressforde-
rungen von Lürssen an die Bun-
desregierung vom Tisch sind, ist
noch offen. Weder die Werft noch
das Bundeswirtschaftsministeri-
um wollten sich am Dienstag auf
Anfrage dazu äußern.

Ägypten kann die neuen Schiffe für die Kontrolle seiner Küstenlinie gebrauchen – hier ein Archivbild vom Suezkanal. AFP

PEENE -W E R F T

Die zur Bremer Lürssen-Gruppe
gehörende Peene-Werft liegt in der
mecklenburg-vorpommerischen
Kleinstadt Wolgast nahe der
polnischen Grenze.

Der Industriekomplex am Peene-
Strom, der 1948 von der sowjetischen
Militäradministration gegründet
wurde, gilt mit seinen rund 300
Angestellten heute als wichtigster
Betrieb in der Region Vorpommern. FR

Die Diktatur im Schatten der Pyramiden
Bald zehn Jahre nach der Revolution ist die Menschenrechtslage in Ägypten schlimmer als sie es zuvor war

VO N C H R I S TO P H Z E M P E L

A
m schlimmsten Tag seines
Lebens steht Hossam El-Ha-

malawy auf dem Flughafen von
Kairo. Unerwartet übersteht er
die Passkontrolle, bleibt stehen
und bricht in Tränen aus. Es ist
Oktober 2015 und der Ägypter
weiß: Es ist vielleicht das letzte
Mal, dass er sein Heimatland
sieht. Nichts hat er je als ein-
schneidender empfunden. Nicht
einmal den Tod seines Vaters oder
die Folter, die ihm der ägyptische
Inlandsgeheimdienst antat.

So erzählt es der 43-Jährige
fünf Jahre später in Berlin. Zu blei-
ben, sagt er heute, war für ihn kei-
ne Option. „Ich wusste, es ist nur
eine Frage der Zeit, bis sie mich
holen.“ Mit „sie“ meint er den
ägyptischen Sicherheitsapparat.
Als Journalist und Kritiker des Mi-
litär-Regimes um Präsident Abdel
Fattah al-Sisi war El-Hamalawy in
seinem Land akut gefährdet. Ihm
drohte, was für Tausende Realität
ist: politische Gefangenschaft.

Bald zehn Jahre nach der Re-
volution und dem Sturz des Ex-
Machthabers Hosni Mubarak hat
sich die Menschenrechtslage in
Ägypten massiv verschlechtert.
Human Rights Watch sprach be-
reits 2016 von 60000 Menschen,
die al-Sisi seit seiner Machtüber-
nahme 2013 einsperren ließ. In-
zwischen dürften es 70000 sein.

Aus Sorge um die politische Lage
riefen kürzlich fast 280 westliche
Abgeordnete al-Sisi in Briefen da-
zu auf, Menschenrechte zu wah-
ren und politische Gefangene frei-
zulassen. Eine der Unterzeichne-
rinnen ist FDP-Politikerin Gyde
Jensen, Vorsitzende des Aus-
schusses für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe im Bundestag:
„Wer in Ägypten Kritik am Re-
gime übt, der begibt sich in Le-
bensgefahr“, sagt sie. Verfolgte
seien in den vergangenen Wochen

hingerichtet worden. „Oder sie
siechen unter vollkommen men-
schenunwürdigen Bedingungen
in Gefängnissen dahin“, so Jen-
sen. Rechtsstaatliche Verfahren
gebe es für Kritiker nicht, Folter
sei an der Tagesordnung.

Gerade Letzteres war bereits
unter Präsident Mubarak so. Das
weiß El-Hamalawy aus eigener
Erfahrung. Im Jahr 2000 kidnapp-
ten ihn Mitarbeiter des damaligen
Inlandsgeheimdienstes (SSIS) auf
der Straße. Gefesselt, nackt und
mit verbundenen Augen musste er
eine Nacht lang Gewalt über sich
ergehen lassen. Während er am
Boden lag, traten und schlugen sie
immer wieder auf ihn ein, malträ-
tierten seinen Körper. Alles, weil
er gegen das Regime demonstriert
hatte. Doch anders als viele Häft-
linge heute musste er die Qualen
nicht Monate, sondern „nur“ ei-
nen Tag ertragen. Er ist sicher:
„Die Lage ist schlimmer als vor
der Revolution.“

Seit 2017 gilt in Ägypten lan-
desweit Ausnahmezustand. So

könnten weite Teile der Verfas-
sung ausgehebelt werden, erklärt
Politikwissenschaftler Thomas
Demmelhuber. „Das Regime
kennt nur die Unterscheidung
zwischen ‚für‘ oder ‚gegen uns‘.“
Wer kein Fürsprecher sei, werde
schnell zum Staatsfeind und sehe
sich systematischer Repression
ausgesetzt. „Das ist in der Tat eine
massive Zuspitzung der Situation
im Vergleich zu den letzten Regie-
rungsjahren unter Mubarak.“

Mittlerweile reichen kritische
Posts im Netz, um zu Haftstrafen
verurteilt zu werden. Im Fall des
Menschenrechtlers Bahai al-Din
Hassan etwa sind es 15 Jahre. Er
hatte die Folter in Ägypten mo-
niert. Die al-Sisi-Regierung habe
daraus gelernt, dass das Mubarak-
Regime die sozialen Medien un-
terschätzte und aufgerüstet, sagt
Demmelhuber. Mittlerweile, so
Human Rights Watch, werde jede
Form der Opposition mit Terroris-
mus gleichgesetzt. „Es ist das pa-
ranoideste Regime, das das Land
je erlebt hat“, sagt El-Hamalawy.

Ägyptens Regierung weist
derlei Kritik regelmäßig zurück
und betont die erhöhte Terrorge-
fahr im Land. Der Blick auf Ägyp-
ten aus europäischer Perspektive
sei unfair, beklagte al-Sisi 2019.

Unterstützung aus Europa be-
kommt sein Land dennoch. Auch
die Bundesregierung pflegt gute
Beziehungen zu Ägypten. Die Mi-
litärdiktatur gehöre zu den Län-
dern, gegenüber denen die Bun-
desregierung die verheerende
Menschenrechtslage nur pflicht-
schuldig in Standardphrasen an-
spreche, sagt FDP-Politikerin Jen-
sen. Das sei vollkommen unange-
messen und müsse sich ändern.

Ebenso pikant: das Thema
Waffenverkäufe an al-Sisis Re-
gime. „Es ist überfällig, dass wir
über deutsche Rüstungsexporte
nach Ägypten eine offene Debatte
führen“, so die Freidemokratin.

Mit einem Exportvolumen von
knapp 586 Millionen Euro ist das
Land 2020 bislang Hauptempfän-
ger deutscher Kriegswaffen. Bis
2024 sind Lieferungen im Umfang
von 2,5 Milliarden Euro geplant.

„Unser Anspruch muss als
Bundesrepublik sein: Wer
schwerste Menschenrechtsverlet-
zungen begeht und Völkerrecht
bricht, dem darf Deutschland da-
für nicht das Werkzeug liefern“,
sagt Jensen. El-Hamalawy gibt
Deutschland eine Mitschuld an
der Situation in seiner Heimat.
„Al-Sisi wäre nicht in der Lage
gewesen zu tun, was er getan hat,
ohne deutsche Unterstützung.“

Aber: Kein Regime könne sich
auf Dauer nur auf Repression ver-
lassen, sagt Demmelhuber: Es
brauche ein Minimum an Legiti-
mität – etwa, indem es Arbeits-
plätze schafft. Deshalb hat auch
El-Hamalawy weiter Hoffnung
auf einen Umbruch. Nur muss er
sich seit seinem bitteren Abschied
vor fünf Jahren von Berlin aus ge-
gen das Regime einsetzen.

„Kritik am Regime
bedeutet Lebensgefahr“

Land ist Hauptempfänger
deutscher Kriegswaffen
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